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Noch vor wenigen Jahrzehnten wurde häufig, besonders
in etwas feierlicheren Verlautbarungen wie Todesanzeigen,
Grabfchriften und dergleichen das Wort „bürgerlich" in Ver-
bindung mit irgend einem Gewerbe gebraucht. Da gab es
bürgerliche Bäcker- und Metzger-, Schlosser- und Schreiner-
meister, der heute ausgestorbenen Gewerbe wie der bürgerlichen
Krauterer, Lehnrößler, Salzzwicker, Schwertfeger, Stritzel-
bäcker ufw. gar nicht zu gedenken. Das Wort bü ryMH. das
in dieser Verbindung nach heutigem Sprachgebrauche nur die
nebensächliche Bedeutung haben würde, daß der Inhaber dieses
Gewerbes nicht dem Adel angehört, hatte nach dem Rechte
der Reichsstadt Regensburg eine tiefgreifende rechtliche Bedeu-
i M s t ^ ^ im Sprachgebrauch und im
Bewußtsein der Bevölkerung nachlebte, auch nachdem der recht-
liche Inhalt längst gegenstandslos geworden war und die Be-
deutung des Wortes nicht mehr verstanden wurde.
Werfen wir zunächst zur allgemeinen Orientierung einen
Blick auf die RechtsverhältMe aukerhalb der Reichsstadt
17Z6. das in denjenigen altbayerischen Landesteilen galt, für
die nicht besondere Statutarrechte bestanden, wie für die Reichs-
stadt Regensburg, keine unmittelbaren Bestimmungen über das
Bürgerrecht. Dagegen entyauen Ne Anmerkungen K r e i t t -
mayrs MM (^o^ex ^laximilian^uz Lavari^uZ (^ivilis von 1756
Mitteilungen über den damaligen Stand der bürgerrechtlichen
Bestimmungen. Nach Kreittmayrs Anmerkungen (5. Teil, 25.
Kapitel)
das kleine
n ^ durch aus-
101
re
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02395-0101-8
drückltche Aufnahme, welche der bürgerlichen Obrigkeit zusteht,
erworben. Frauenspersonen können dasselbe nie erlangen: ledige
Männer werden nur unter der Bedingung aufgenommen, daß
sie sich verehelichen und die Heirat dem Magistrat anzeigen.
Wer um das, Büraerreckt nachsucht, muk nachweisen, dak er
sich ohne Bes Kind enr«
rgeraufnahme ist ein gewisser
Geldbetrag zu erlegen, worauf die Beeidigung des Neuauf-
yenommenen und der Eintrag desfelben in die Bürgermatrikel
stattfindet. M i t dem großen Bürgerrecht ist einerseits „die
Fähigkeit zu Nats- und andern Stadtämtern, dann die Be-
fugnis, das bürgerliche Gewerb zu treiben, worauf das Burger-
recht speciüce erteilt ist, sowie die Teilnahme an allen bürger-
lichen Stadtrechten, Freiheiten und Privilegien", andererseits
die Unterwerfung unter die gemeindliche Hoheit und die Ver-
bindlichkeit zur Teilnahme an den gemeindlichen Lasten ver-
bunden. Die „Beisassen treiben zwar kein bürgerliches Gewerb
zu offenem Kram und Laden, werden auch zu Rats- und
anderen öffentlichen Stadtämtem nicht leicht gezogen und geben
statt der im übrigen aber ist
Mischen ihnen und anderen, welche das große Burgerrecht
haben, . . . . sonst kein Unterschied".
Im gleichen Mstimmungen galten auch
nach Reaensburaer Stadtreckt, das jedoch insofern liberaler
war, als auch Frauen das Bürgerrecht erwerben konnten. So
wissen wir von der Witwe Aventins, daß sie nach dem Tod
ihres Mannes in Negensburg wohnen blieb und dort das
Bürgerrecht erwarb. Der hierauf bezügliche Eintrag im Negens-
burger Bürgerbuch vom Jahre l«4 lautet: „Barbara Iohannsen
Aventini verlassene Wittib ist Bürgerin worden und hat an-
gelobt Erichtaß am Abent Antonii".
Die WUmmWgen^H w der
M ff
um Pfingsten, in der Bürgerversammlung verlesen wurde. Bei
dieser Versammlung erschienen die Bürger nach den acht
Wachten (Stadtbezirken) eingeteilt, woher der Name Wacht-
gedingsorbnung stammt
Etn Wdruck der Wachtgedingsorbnung in ihrer jüngsten Fassung,
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Eine der wichtigsten Bestimmungen, nämlich die über die
war jedoch nicht in
der Wachtgedingsordnung enthalten. I n Regensburg hatte sich
schon sehr früh Neigung zur lutherischen Lehre gezeigt, aber
noch im 16. Jahrhundert hatten die konfessionellen Verhältnisse
so wenig Einfluß auf das Bürgerrecht, daß im Jahre 1575 die
mittelbare katholifche Geistlichkeit zur Leistung des Bürgereides
und Erwerbung des Bürgerrechtes angehalten wurde. Um 1529
wurde schon in Privatkapellen das Abendmahl in beiden Ge-
stalten gereicht und nach Luthers Lehre gepredigt, doch wurde
erst mit Ratsbeschluk vom 13. Oktober 1542 die neue
in
schen Lehre treu, aber zur
Vrmli<
einige im na t oneven oer
Zeit des
der innere und äußere
Nat und die sogenannten Vierziger sje 5 Vertreter aus
den 8 Wachten) der MU<M- Die
Katholiken machten die Minderzahl aus, waren aber nicht
vom Bürgerrecht ausgeschlossen. Gegen Ende des dreißigjähri-
gen Krieges erhielten viele aus Osterreich Einwandernde, welche
in ihrer Heimat wegen ihres ev. Glaubens verfolgt worden waren,
das Negensburger Bürgerrecht; aber die Augsburger Konfession
war selbst zur Zeit des westfälischen Friedens noch keine Be-
dingung zur Erlangung des Bürgerrechts.
.Müßt, „ke inen h in füro mehr,
der nicht der wahren Augsburger Confession zugethan,
und dessen man zuvor versichert ist, zum Bürgerrecht zuzu-
lassen". I m Vollzuge dieses Beschlusses weigerte man sich^
wie fie 1800 abgelesen wurde, findet sich in Band 9 unserer Vereinsver-
handlungen (1845) und ist den folgenden Ausführungen zu Grunde gelegt;
er ist allerdings nicht frei von Fehlern und daher mit Vorficht zu benutzen.
Die ältesten auffindbaren Exemplare der Wachtgedingsordnung stammen
von 1560. Von dieser alten Wachtgedtngsordnung unterscheiden sich die
fpäteren wesentlich nach Form und Inhal t ; denn entsprechend dem Zweck,
jeweils eine authentische Übersicht über die wichtigsten Punkte des ein-
hetmifchen Statutarrechts zu geben, mußte fie beständig revidiert und
vermehrt werden. Eine wichtige Neubearbeitung stammt aus dem Jahre
1657, sog. »Revidierte Wachtgedingsordnung". Andere Ausgaben sind
datiert von 1582, 1617, 1722, 1745, 1774; der in Band 9 der Verh. des
Hiftor. Vereins erwähnte Druck von 1746 ist nicht mehr auffindbar.
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von nun an im Rat, Katholischen das Bürgerrecht zu ver-
leihen, z. B. in den Jahren 1718 und 1779, und sH sank bie
A n z a b ^ ^ 5, zuletzt auf 3 herab, welche
Anzahl man in einem 27 jährigen, infolge des Dazwischentretens
Bayerns vergeblich gebliebenen Streit auf 2 zu beschränken
suchte. Diese Beschränkung blieb bis zum Untergange des
Deutschen Reichs und der reichsstädtischen Verfassung. Der
Reichsschluß vom 25. Februar 1803 unterwarf Stadt und Bis-
tum b?n, weltliches Fürsten-
tum und eine der ersten Verordnungen des neuen Landesherrn
(vom 30. M a i 1803) verfügte, dah
NeliqionsbekmckM
rechtes sei (Negensburger Regierungsblatt von 1803 Stück 2l).
Dieser Grundsatz wurde durch den Übergang Negensburgs an
Bayern im Jahre 1810 noch befestigt und durch die Bayerifche
Verfassungsurkunde vom 26. M a i 1818 unerschütterlich gemacht.
Wie lange übrigens die früheren Verhältnisse noch nach-
wirkten, hat jeder ältere Negensburger sehr wohl in Erinne-
rung, indem nämlich noch bis weit in die zweite Hälfte des
19. Jahrhunderts hinein die Inhaber fast aller bedeutenderen
Handels- und Gewerbsunternehmungen, ebenso die Mitglieder
des Magistrats und des Kollegiums der Gemeindebevollmäch-
tigten evangelischer Konfession waren.
Doch war das Verhältnis zwischen den beiden Konfessionen
immer gut. Hiezu mag wohl auch die Bestimmung in Kapitel
V I Ziffer 6 der Wachtgedingsordnung beigetragen haben, wo
es ausdrücklich heißt: „Werden sämtliche Burger und Unter-
gebene wohlmeynend erinnert, gegen die sich allhier befindliche
katholische Geistlichkeit in und außer den Kirchen, auch bei
Pl0oe88ionen aller Bescheidenheit sich zu befleißigen und die
Beförderung und Erhaltung innerlicher Ruhe und nachbarlichen
Wohlvernehmens sich bestens angelegen seyn zu lassen, wie
dann die Übertreter nach Beschaffenheit des Vergehens empfind-
lich gestraft werden sollen".
Auf gegenseitige Toleranz mußte man ja ohnehin Bedacht
nehmen, da einerseits die Bürgerschaft der Stadt auf den
Handel und Wandel mit dem katholisch gebliebenen Hinter-
land angewiesen war, andererseits insbesondere die in der Stadt
befindlichen katholischen Klöster und Kirchenverwaltungen, so-
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weit sie nicht ihre eigenen Handwerksleute hatten oder Künstler
von auswärts kommen lietzen, selbstverständlich nur bei den
evangelischen Handwerksmeistern der Stadt axbeiten lassen
konnten. Einem solchen Akte der Toleranz haben wir die Ent-
stehung des wundervollen, jetzt leider im Münchner National-
museum befindlichen Eisengitters zu verdanken, das der in der
Lutherstadt Eisleben geborene Negensburger Bürger und
Schlossermeister David Nordmann (gestorben 29. November 1762
und im prot. St. Lazarusfriedhof begraben) um das Jahr 1730
für die Kirche der Dominikaner fchuf. Umgekehrt trank der
Negensburyer Bürger mit Vorliebe in den fast bei jedem Kloster
befindlichen traulichen Schankstätten sein Abendbier, was üb-
rigens den Stadtrat zu häufigen, allerdings vergeblichen Ver-
boten veranlaßte, da die Klöster als der ftädtifchen Steuer-
hoheit nicht unterstehend von ihrem Bier keinen Bierausschlag
(Ungeld) entrichten mutzten und somit der Genütz von Klofter-
bier indirekt den Stadtsäckel schädigte.
Doch kehren wir nach dieser Abschweifung wieder zu der
Rechtsgrundlage des Negensburger Bürgerrechts, zu der Wacht-
gedingsordnung zurück!
Nach der Wachtgedingsordnung war
jeden HWdwerks und Gewerbes in der Stadt unbedingt an
tne vorherige Erwerbung des Bürgerrechtes geMnoen. M m
e in der Stadt ein Handwerk oder Gewerbe
Die hier einschlägige Bestimmung findet
ich in Kapitel I der Wachtgedingsordnung, das „Von den
befonderen Freiheiten und Gerechtsamen in Abficht auf den
bürgerlichen Handel und Wandel in und auherhalb der Stadt"
spricht und zwar in § 4, wo es heitzt, datz „niemand allhier,
er seye denn Burger, der gemeine bürgerliche Bürden trägt
und mitleidet, Wein, Bier oder anders Getränk fchenken oder
auch einig ander Gewerb, Handwerck oder Handthierung treiben
darf". Auherdem war in Kapitel V , das von der Vermietung
uull. er und Fremde
halckelte, nochmals „ in
einem Burgershautz treiben".
Besonderes Gewicht wird in allen diesbezüglichen Erlassen des
Rates der Stadt immer wieder auf das Moment gelegt, datz
eben nur
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ungen, Zünfte)
en)
dergl.
Wollte sich nun^ lMl
iefür
ren
feft-
und die
dann, wenn sein Gesu
gefetzten, nicht unbeträchtlichen Gebü
^ I^ro NomtM K unserm allerynädigsten Kayser
und Herrn, dem Heil. röm. Reich und Gemeinen Stadt allhier
treu gewärtig seyn, deren Frommen fördern und werbey und
den Schaden wenden, auch alles das thun werde, das einem
frommen ehrbaren Burger wohl anstehet". Auch Arzte und
Apotheker, welche fich in Regensburg niederlassen wollten,
muhten das Bürgerrecht erwerben und die Bürgerpflicht leisten.
Hatte der Anwärter aber einmal das Bürgerrecht erworben
und im Benehmen mit der für ihn zuständigen Innung oder Zunft
feinen Gewerbebetrieb eröffnet, fo war er gegen jede uner-
wünschte Konkurrenz von Nichtbürgern und Nichtinnungsan-
gehörigen von Amtswegen geschützt, was freilich hier wie
anderwärts durch dieHklsschaltung jedes Wettbewerbs zu all-
mählicher des
städtischen Zunftwefens nicht wenig beitrug.
Ein weiterer Ausfluß des Bürgerrechts war die — aller-
dings nicht nur im Interesse der Bürger, sondern auch im
Interesse des ftädtifchen Gemeinwesens gegebene — Bestimmung,
daß „keiner ein in der Stadt oder in dem Burgfrieden liegen-
des Grundstück jemand andern, denn der auch Burger oder
Bürgerin fey und in allen bürgerlichen Mitleiden stehet, ohne
Vorwissen und Bewilligung Eines Wo l Erbaren Raths ver-
kauffe und, wo es doch geschehe, der Kauf nichtig und kraft-
loß feye". Durch diefe Beftimmung follte einmal dep Erwerb
gpWyMU Mnd derfelbe auf die
Hnkpvpssoit« aber lag noch ein besonderer
Grund zu dieser Beftimmung in den früheren reichsftädtifchen
Verhältnissen überhaupt. I n jenen Zeiten, als Regensburg wie
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andere Reichsstädte sowohl mit dem benachbarten bayerischen
Landesherrn als besonders mit den innerhalb der Stadtmauern
gelegenen geistlichen Stiftern und Klöstern, die von der städtischen
Gerichtsbarkeit und Steuerhoheit ausgenommen (exempt) waren,
in beständigem Kampfe lag und gegen jede Beeinträchtigung
der städtischen Gerechtsame höchst wachsam sein muhte, suchte
der Stadtmagistrat jede Erwerbung bürgerlichen Vesihes durch
Fremde zu verhindern, damit es nicht den Angehörigen der
Gegner auf folche Art gelinge, sich in der Stadt allmählich
auszubreiten und auch die vormals bürgerlichen Besitzungen
nach und nach der Oberherrschaft und Gerichtsbarkeit des
Magistrates zu entziehen. Daher war es sogar den Beisitzern,
obwohl diese der städtischen Jurisdiktion unterstanden, nicht
gestattet, bürgerliche Grundstücke zu erwerben, noch weniger
fremden Gerichtsangehörigen, am wenigsten der Geistlichkeit
und den beim Reichstag anwesenden Vertretern auswärtiger
Mächte. Da sich aber doch, besonders gegen das 19. Jahr-
hundert herein, Fälle ereigneten, wo bürgerliche Grundstücke
durch Heirat oder Erbschaft an Nichtbürger übergingen, war
es in solchen Fällen rechtliches Herkommen und Statut, daß
Nichtbürger ein angefallenes Grundstück binnen Jahr und Tag
an einen Bürgerlichen verkaufen oder, wozu jedoch eine be-
sondere Vergünstigung notwendig war, einen annehmbaren
Vertreter, der das Bürgerrecht besaß, stellen und unter dessen
Namen besitzen muhten. Für die bei solchen Gelegenheiten er-
forderlichen Vertretungsurkunden war ein feststehender Wort-
laut üblich. Der Vertteter haftete anstelle der Nichtbürger für
die Erfüllung der dem Grundeigentümer obliegenden Verbind-
lichkeiten und Lasten.
Als unter d e r ^ M i W M ^ ^
wurde und nachdem infolge der Säkularifation der Klöster
und Auslösung des Reichstags die Zahl der von der städtischen
Jurisdiktion ausgenommenen privilegierten Stände sehr ver-
mindert war, minderten sich auch die Fälle, wo Vertretungs-
briefe verlangt wurden und sie wurden nur noch erteilt, wenn
Untertanen eines auswärtigen Gerichtes oder ehemalige Ver-
treter beim Reichstag Grundstücke in der Stadt käuflich er-
worben hatten. Doch wurden nach wie vor manche Häufer
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noch auf den Namen von Vertretern befefsen, weil dadurch
die mit ziemlichen Kosten verbundene Ausfertigung eines neuen
Gmnd- und Hausbriefes umgangen wurde.
Von der Regel, daß nur Bürger der St<
emmal zugunsten
des Fürstlich Thurn und Taxisfchen Haufes eine Ausnahme
gemacht. Das fürstliche Haus konnte zwar die Gebäude der
aufgelösten Abtei St. Emmeram erwerben, da diefe als unab-
hängiges Reichsstift nicht der städtischen Jurisdiktion unter-
stand. Der Erwerb von Grundstücken in der Stadt felbst war
aber dem Haufe Taxis nicht möglich. So können wir z. B.
noch aus dem Adreßbuch des Jahres 1812 mit Erstaunen fest-
stellen, daß das vom Haufe Taxis 1804 erworbene (1922 abge-
brochene) Ballhaus »n der Westfeite des Egydienplatzes nicht
auf das Fürstliche Haus, fondern auf den Namen des Hof-
bankiers Ulrich a ^taroa, der das Bürgerrecht befaß, als Ver-
treter in den öffentlichen Büchern eingefchrieben war.
Als Nea^n^hMa lifm baneMcll lltNlN^W war, erkannte
der mit der Übernahme der Stadt als Hofkommissär betraute
Regierungspräsident des Ifarkreifes, Freiherr von Weichs, ein
fehr tüchtiger und weitblickender Verwaltungsbeamter, alsbald,
daß mit diefen veralteten Vorschriften, die fchon während feiner
kurzen Geschäftsführung einigemale zu praktischer Bedeutung
gelangt waren, gebrochen werden müsse und berichtete unterm
26. Ju l i l8lo in diesem Sinn an die höchste Stelle nach München:
„Meiner Meinung nach ist die Vertretung nicht nur rücksicht-
lich aller k. b. Untertanen bei gänzlich aufgehobenen Exemtionen,
fondern auch gegen ganz fremde Besitzer durchaus unnötig
geworden, und selbst bei eximierten Personen würde ich sie
für überflüssig halten, weil perfönliche Exemtion noch keine
Ezemtion vom korum rei sitae bewirkt und, was Steuern
und sonstige Lasten betrifft, diefe jederzeit vom Grundstück er-
holt werden können, möge sich der Besitzer befinden wo immer.
Da überdies jede Beschränkung des freien Erwerbs den Wert
der Grundstücke herabdrückt und den Kredit benachteiligt, aus
den Vertretungen mancherlei Verwirrungen und Unsicherheiten
im Besitz entstehen, da dergleichen Förmlichkeiten in den meisten
Teilen des Königreichs nicht bestehen oder da, wo sie bestan-
den, aufgehoben wurden, wie jüngst in Augsburg, so trage ich
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darauf an, daß auch in der Stadt Negensburg eine gänzliche
und allgemeine Freiheit des Erwerbs und Besitzes eingeführt
und die dieser Regel entgegenstehenden Übungen für die Zu-
kunft abgestellt werden mögen."
Schon am 1. August 1810 erging ganz im Sinne dieses
Berichts, zum Teil fogar unter wörtlicher Benützung feiner
obigen Ausführungen, eine Allerhöchste Entschließung, die Er-
werbung bürgerlicher Grundstücke in Negensburg betreffend,
in welcher an die Stelle der bisherigen Negensburgischen Sta-
tuten die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über Erwerb und
Besitz an Realitäten als ausschließlich gültig gesetzt wurden
(Bayerisches Regierungsblatt von 1810 Seite 612).
T^ Mit
der aus dem Bürgerrecht
erfließenden Vorteile erfolgte alsbald. Gelegentlich der über
die Iustizverfassung im ehemaligen Fürstentum Negensburg
vom Hofkommissär Freiherrn von Weichs angestellten Unter-
suchungen ergab sich, daß Gläubiger, welche das Bürgerrecht
nicht besaßen, keine Hypothek an städtischen Grundstücken er-
werben konnten. Die Wachtgedingsordnung bestimmte nämlich
in Kap. V § 2 Ziffer 8, daß „kein Burgerhautz oder Grund-
stück in der Stadt oder Burgfrieden gelegen jemand, der nicht
Burger ist, ohne oberherrliche Bewilligung verpfändet noch
auch eine rechtmäßig konstituierte Hypothek ohne besonderen
obrigkeitlichen <^on8en8 an einen Fremden abgetretten oder
überlassen werden" durfte. Wenn also ein hiesiger oder aus-
wärtiger Nichtbürger ein Kapital auf bürgerliche Grundstücke
geliehen und sich auch dabei ausdrücklich die Bestellung einer
Hypothek ausbedungen hatte, wurde er in Konkursfällen doch
als bloßer Kurrent- oder Handfcheingläubiger (Chirographar)
betrachtet und erst in der 5. Klasse der Konkursgläubiger be-
friedigt, während die Hypothekgläubiger nach Titel 29 der noch
gültigen Negensburgifchen Prozeßordnung vom 17. M a i 1741
fchon in die 3. Klasse (nach den Krankheits- und Begräbnis-
kosten, den Steuern und Abgaben und dem zweijährigen Lid-
lohn der Ehehalten) gesetzt waren. Diese Vorschriften wurden
noch unter der Negierung des Fürstprimas Dalberg im Jahre
1806 gesetzlich bestätigt, doch erhielten fchon damals manchmal
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Nichtbürger auf Ansuchen bei der fürstprimatischen Landes-
direktion dispensweise den con5en8um 26 k/potkeeanäum und
rangierten dann mit den übrigen Hypothekgläubigern.
Auch diese AMMiHuM I ^
bezweckte ganz ausgefprochenermaßen den Schutz der Negens-
burger Bürger. Die Negensburger bürgerlichen Kapitalisten,
die Geld gegen I i n s ausleihen konnten, waren nämlich für
damalige Zeiten verhältnismäßig hoch besteuert; sie mußten
von jeden loo Gulden Kapital etwa 1 Gulden 24 Kreuzer
Vermögenssteuer entrichten und waren daher nicht in der Lage,
ihr Kapital zu 3 oder 4 vom Hundert auszuleihen, wie etwa
ein Fremder, der dieser Vermögenssteuer nicht unterworfen war.
Da aber die Fremden für ihr ausgeliehenes Kapital keine
hypothekarische Sicherheit bekommen konnten, mußten sie in
der Regel davon absehen, ihre Kapitalien aus den städtischen
Geldmarkt zu werfen und durch den billigeren Zinsfuß, den
sie hätten gewähren können, die bürgerlichen Kapitalisten vom
städtischen Geldmarkt zu verdrängen. Hofkommissär Freiherr
von Weichs regte mit Bericht vom 1. August I8w bei der
höchsten Stelle in München auch die Beseitigung dieser hypo-
thekenrechtlichen Bestimmung an, da sie „nur von dem alten
Mißtrauen des reichsstädtifchen Magistrats und einem miß-
verstandenen Geiste der Selbsterhaltung diktiert und der Ge-
werbs-Induftrie des ärmeren Bürgers nachtheilig" sei; denn ein
durch Zwangsgefetze künstlich hoch gehaltener Zinsfuß drücke
den weniger bemittelten Gewerbsmann, welcher eine Unter-
stützung durch fremdes Kapital zur Emporbringung seines
Unternehmens am nötigsten braucht, ganz außerordentlich, in-
dem gerade der Ärmere den Reicheren die Kapitalsteuer durch
den zu zahlenden hohen Zins ersetze und dieselbe dadurch
eigentlich allein trage. Zufluß von auswärtigen Kapitalien werde
allerdings infolge der Konkurrenz den Zinsfuß etwas herab-
drücken, aber dieser scheinbare Nachteil würde durch die Her-
stellung eines freien Verkehrs wieder ausgeglichen. Die von
fürstprimatischen Zeiten her noch bestehende Landesdirektion
in Regensburg, die von Freiherrn von Weichs in dieser Sache
um ein Gutachten angegangen wurde, wies übrigens mit Necht
auch noch auf den Umstand hin, daß infolge der veränderten
Verhältnisse in der Landeskultur in der Neuzeit viel häufiger
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Fälle eintreten würden, dah Üandleute der Umgebung Oeld
in Negensburg aufzunehmen suchten als umgekehrt, daß ein
übermäßiger Zustrom von auswärtigen Kapitalien zu befürchten
fei, fo daß ein Hauptmotiv für die bisherige Bestimmung in
der Wachtgedingsordnung ohnehin fchon weggefallen fei.
Solch gewichtigen Gründen konnte fich das Ministerium
in München nicht verschließen und fchon am 6. August 1810
erging folgende Verordnung (Bayerifches Regierungsblatt 1810
Seite 628): „ W i r finden keinen Grund, das durch die soge-
nannte Wachtgedings-Ordnung Kap. 5 § 2 Nr. 8 den verbür-
gerten Gläubigern in Negensburg zugesprochene Vorzugsrecht,
welches sich offenbar von der vorigen reichsstädtifchen Verfassung
herleitet, länger fortbestehen zu lassen und verfügen vielmehr
mit Aufhebung der erwähnten statutarischen Anordnung, daß
vom 1. September an auch solche Gläubiger, welche nicht das
Bürgerrecht der Stadt Negensburg genießen, auf Bürgerhäuser
oder Grundstücke, welche in der Stadt oder im Burgfrieden
gelegen find, auf die nämliche Art wie die verbürgerten Gläu-
biger rechtskräftig Pfand- und Hypothekenrechte erwerben können,
ohne hiezu einer oberherrlichen Bewilligung oder eines beson-
deren obrigkeitlichen Konsenses zu bedürfen."
Durch die beiden im Jahre 1810 eingeführten Neuerungen
auf dem Gebiete des Grundstücks- und Hypothekenrechts war
der Negensburger Bürger formell feiner wichtigsten Vorrechte
entkleidet. Tatsächlich war aber eigentlich das Regensburger
Bürgerrecht schon durch die bayerische Gemeindegesetzgebung
des Jahres 1808, welche seit der Einverleibung der Stadt
Negensburg in die bayerischen Stammlanbe auch für das Ge-
biet der ehemaligen Reichsstadt Gültigkeit hatte, bedeutungslos
geworden. Die Regierungsmethoden der Aufklärungszeit, die
in Bayern mit der Perfon und der Regierung des Ministers
v. Montgelas unzertrennlich verbunden find, ftrebten darnach,
das Selbftverwaltungsrecht der Gemeinden mehr und mehr zu
beschränken und die öffentliche Verwaltung möglichst zu zen-
tralisieren. I n seltsamer Verkennung der reichen geschichtlichen
Vergangenheit der Gemeinden und ersichtlich unter dem Ein»
stutz französtfchen Geistes und französischer Vorbilder nahm die
damalige Gemeindegesetzgebung und insbesondere das Gemeinde-
edikt vom 24. September 1808 den Gemeinden jede Möglich-
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keit zu fruchtbarer, selbständiger Tätigkeit und unterstellte sie
in verwaltungs- und vermögensrechtlicher Beziehung in weitest-
gehendem Maße der staatlichen Kuratel. Für ein kraftvolles,
verantwortungsbewußtes Bürgertum war selbstverständlich in
einer Gesetzgebung von solchen Tendenzen kein Naum mehr.
Nach dem Gemeindeedikt von 1808 gab es überhaupt keine
Bürger mehr, sondern nur noch „ M i t g l i e d e r einer Ge-
meinde". Als solche galten diejenigen, welche in der Gemeinde-
markung besteuerte Grundstücke besaßen oder besteuerte Gewerbe
ausübten. Die Rechte dieser Gemeindemitglieder waren auf ein
Minimum befchränkt.
Da indessen die Gemeindegesetzgebung von 1808 sich in be-
wußten Gegensatz zu der jahrhundertealten historischen Entwick-
lung der Gemeinden gesetzt hatte und den gemeindlichen
Bedürsnissen in keiner Weise Rechnung trug, stieß sie im Vol l -
zug auf manche Schwierigkeit. Auch die umständliche und
farblose Bezeichnung „Gemeindemitglied" statt Bürger fand
keinen Anklang. Es wurde daher fchon nach 5 Jahren, im
Jahre 1813 durch Allerhöchstes Signat die Revision des Ge-
meindeedikts von 1808 angeordnet und von diesem Zeitpunkt
an blieb der weitere Vollzug des Edikts eingestellt. Ein neues
Gemeindeedikt vom 17. M a i 1818, das in den Städten und
Märkten die Magistrate mit einem bestimmten Wirkungskreise
wiederherstellte, behielt zwar die Ausdrücke „Gemeindeglied"
oder „wirkliches Mitglied einer Gemeinde" offiziell noch bei,
kennt aber daneben doch fchon wieder den Ausdruck „Bürger"
und räumt denfelben ausdrücklich wieder gewisse Rechte ein,
so die Teilnahme an Beratungen über gemeindliche Angelegen-
heiten und die Wählbarkeit zu Gemeindeämtern und -stellen.
Das revidierte Gemeindeedibt vom 1. Ju l i 1834 enthielt im
wesentlichen die gleichen Bestimmungen. Erst die Gemeinde-
ordnung vom 29. Apri l 1869 (in Kraft getreten i . Ju l i 1869)
führte den Begriff des „Bürgerrechts" wieder ein und erkannte
dasselbe allen jenen Personen zu, welche zur Zeit des Inkraft-
tretens der Gemeindeordnung die Eigenschaft eines „wirklichen
Gemeindegliedes" in einer Gemeinde besaßen. Freilich kam diesem
Bürgerrecht im Vergleich zu den früheren Zeiten der freien Reichs-
stadt nur ein fchwacher Nest seiner früheren Bedeutung zu^).
Benützt wurden zu vorstehendem Aussatz dte Akten des Geh. Staats-
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archivs München K5^ Extrad. 1902 Nr. 325 und 329, ferner die in
Band 1 Heft 2 der Verhandlungen des Hist. Vereins des Unterdonau-
kreifes (1835) erschienene, heute völlig in Vergessenheit geratene (anonyme)
Studie: Das Bürgerrecht in Regensburg, deren Verfasser Dr. Ignaz von
Rudhart, Regierungspräsident des Unterdonaukreises, vorher (bis 1832)
Regierungsdirektor in Regensburg war. Vgl. auch zu einigen Angaben
Ludwig Lindner, das bürgerliche Recht der Reichsstadt Regensburg. Er-
langer Dissertation 1908.
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